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Erstes Kapitel

Einleitung

A. Einführung

Die Besteuerung der digitalen Wirtschaft stellt die Regierungen und Finanz-
verwaltungen seit zwei Jahrzehnten vor große Herausforderungen. Da sich die 
Geschäftsmodelle der digitalen Wirtschaft ständig weiterentwickeln und nicht 
mit analogen Geschäftsmodellen identisch sind, müssen sich daran auch die zu 
früheren Zeiten entwickelten Steuer- und Vollzugsgesetze orientieren. Das Zu-
sammenwachsen von europäischen und globalen Wirtschaftsräumen in Form der 
Globalisierung wird wesentlich durch die Digitalisierung vorangetrieben.1 Leis-
tungen werden vermehrt grenzüberschreitend über das Internet abgewickelt, ohne 
dass körperliche Waren ausgetauscht werden.2 Trotz des Zusammenwachsens von 
internationalisierten Wirtschaftssystemen ist das Abschöpfen von wirtschaftlichen 
Erfolgen der digitalen Wirtschaft durch die nationalen Steuergesetzgebungen und 
-verwaltungen ein Problem.3 Oberstes Ziel für einen Staat und die Finanzverwal-
tungen muss es sein, eine faire und einheitliche Besteuerung von Wirtschafts
beteiligten zu gewährleisten.4 Dies gilt sowohl im Bereich der direkten Steuern als 
auch im Bereich der indirekten Steuern, speziell der Mehrwertsteuer.5

Nach Bardopoulos ist die Mehrwertsteuer ein geeignetes und flexibles Instru-
ment des Staates, um Umsätze der digitalen Wirtschaft zu erfassen, da sich die An-
wendung der Mehrwertsteuer in der virtuellen Welt nicht signifikant von traditio-
nellen Anwendungen unterscheidet. Eine Besteuerung von Geschäftsmodellen der 
digitalen Wirtschaft kann durch die Mehrwertsteuer besser gewährleistet werden.6  

	 1	OECD, Tax Challenges Arising from Digitalisation  – Interim Report 2018, Inclusive 
Framework on BEPS (2018) 51, Rz. 131.
	 2	Lejeune / Claessens, The VAT One Stop Shop System: An Efficient Way to Collect VAT 
on Digital Supplies into the EU Consumer Market?, in: Lamensch / Traversa / Van Thiel (Hrsg.), 
Value Added Tax and the Digital Economy – The 2015 EU Rules and Broader Issues (2016) 
102.
	 3	Beispielsweise: OECD, Herausforderungen für die Besteuerung der digitalen Wirtschaft 
(2015) 19, 21, 47; OECD, Internationale Leitlinien für die Mehrwertbesteuerung (2017) 3, 
Vorwort.
	 4	Tipke, Die Steuerrechtsordnung Band II2 (2003) 593 f.
	 5	Englisch, Seminar G: VAT and Direct Taxation of the Digital Economy, IStR 2016, 717 
(717 f.).
	 6	In diesem Sinne: Bardopoulos, eCommerce and the Effects of Technology on Taxation – 
Could VAT be the eTax Solution? (2015) 356, 357.

1
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Die Mehrwertsteuer ist geeignet wirtschaftliche Wertschöpfung bzw. die Leis-
tungsfähigkeit der Bürger gerecht abzuschöpfen.7 Um eine faire und gerechte 
Besteuerung für alle Beteiligten in einem Staat sicherzustellen, müssen auch der 
Vollzug der Steuerpflichten und die korrekte Ermittlung durch einen Staat gewähr-
leistet sein. Das materielle Steuerrecht ist nur vollzugsfähig, wenn die Finanz
verwaltungen von den verwirklichten Steuertatbeständen erfahren.8

Die zu analogen Zeiten entwickelte Mehrwertsteuer ist territorialitätsbezogen. 
Daraus ergibt sich, dass für die korrekte Ermittlung der Mehrwertsteuer die Be-
stimmung des Leistungsortes entscheidend ist. Wird eine Leistung grenzüber-
schreitend erbracht, ist die Bestimmung des Leistungsortes besonders wichtig.9 
Dadurch, dass in der digitalen Wirtschaft alle beteiligten Komponenten bei der 
Leistungserbringung eine erhöhte Mobilität besitzen,10 ist eine territoriale Zuord-
nung nicht immer leicht möglich. Als Ergebnis kann somit das Land, in dem die 
indirekte Besteuerung von Leistungen und das Land, innerhalb dessen der Ver-
brauch erfolgt, auseinanderfallen.11 Bei der grenzüberschreitenden Erbringung 
digitaler Dienstleistungen an Verbraucher sind häufig unterschiedliche Länder 
in die Besteuerung involviert. Alle Leistungsparteien und -komponenten weisen 
aufgrund der vollständigen elektronischen Abwicklung12 eine hohe Mobilität auf, 
wodurch sie teilweise anonym und nur schwer greifbar sind.

Um einen Abfluss von Steuersubstrat aus den Ländern der wirtschaftlichen 
Wertschöpfung am Verbrauchsort und Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern, 
wurde am 1. 1. 2015 in der Europäischen Union das Bestimmungslandprinzip für 
die Mehrwertsteuer bei der Erbringung von digitalen Dienstleistungen an Ver-
braucher13 vollständig umgesetzt.14 Unternehmern aus Drittländern15 sowie EU-
Unternehmern16 steht als ein Bestandteil der seit 2015 eingeführten Regelungen 

	 7	Tipke, Die Steuerrechtsordnung Band II2 (2003) 980 f.; Kirchhof, P., Besteuerung im 
Verfassungsstaat (2000) 25.
	 8	Drüen, Inanspruchnahme Dritter für den Steuervollzug, in: Widmann (Hrsg.), Steuer-
vollzug im Rechtsstaat – 32. Jahrestagung DStJG (2008) 170, 171.
	 9	Heinrich, Territoriale Anknüpfung als grundlegendes Merkmal der Mehrwertsteuer, in: 
Achatz / Tumpel (Hrsg.), Leistungsort der Umsatzsteuer (2010) 21, 22.
	 10	Kofler / Mayr / Schlager, Taxation of the Digital Economy: „Quick Fixes“ or Long-Term 
Solution?, ET 2017, 523 (523).
	 11	Angelehnt an: Hellerstein, Jurisdiction to Tax in the Digital Economy: Permanent and 
Other Establishments, BIT 2014, 346 (346).
	 12	In diesem Sinne: Bardopoulos, eCommerce and the Effects of Technology on Taxation – 
Could VAT be the eTax Solution? (2015) 64, 65.
	 13	Verbraucher steht sinngemäß für Nichtsteuerpflichtige i. S. von Art. 58 Abs. 1 MwSt-
SystRL.
	 14	Weidmann, The New EU VAT Rules on the Place of Supply of B2C E-Services – Practical 
Consequences – The German Example, EC Tax Review 2015, 105 (105, 106).
	 15	Ein Drittlands-Unternehmer, ist in einem Drittlandsgebiet i. S. von § 1 Abs. 3 S. 3 UStG 
ansässig.
	 16	Ein EU-Unternehmer, ist in einem Gemeinschaftsgebiet nach § 1 Abs. 3 S. 1, 2, 4 UStG 
ansässig.
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zum Bestimmungslandprinzip ein vereinfachtes Besteuerungsverfahren zur Ver-
fügung, der sogenannte Mini-One-Stop-Shop (MOSS).17 Das MOSS-Verfahren 
und der Erhebungsmechanismus sind nicht unumstritten.18

B. Problemdarstellung

Schwierigkeiten ergeben sich bei der Überprüfung und Ermittlung der korrekten 
Mehrwertsteuer durch die Finanzverwaltungen. Bei einem online abgewickelten 
Verkauf von körperlichen Gegenständen fällt die Bestimmung von mindestens zwei 
Orten durch die Finanzverwaltungen noch leicht. Dies liegt auch daran, dass die 
körperlichen Waren bei inländischen oder grenzüberschreitenden Geschäftspro-
zessen wenigstens dem theoretischen Ermittlungszugriff durch Zoll oder Finanz-
verwaltung unterliegen können.19 Bei digitalen Dienstleistungen i. S. von Art. 58 
Abs. 1 MwSt-SystRL (Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie)20 bzw. § 3a Abs. 13 UStG 
(Umsatzsteuergesetz)21, die ausschließlich über das Internet erbracht werden, sind 
solche Ermittlungszugriffe schwer durchzuführen.22 Sowohl die Verkaufsabwick-
lung als auch die Leistungserbringung erfolgen über das Internet und sind damit 
nicht an zuvor definierte Orte und nationalstaatliche Grenzen gebunden.23

Neben geeigneten Regelungen zur Abschöpfung der Mehrwertsteuer in der 
digitalen Wirtschaft muss auch eine effektive Rechtsdurchsetzung stehen. Zur 
Prävention oder Aufdeckung einer Mehrwertsteuerhinterziehung in der digitalen 
Wirtschaft müssen den Finanzverwaltungen und Strafbehörden effektive Ermitt-
lungs- sowie Vollzugsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Wie in jeder anderen 
Wirtschaft verbirgt sich auch hinter der digitalen Wirtschaft eine Schattenwirt-
schaft, wodurch Steuern bzw. Mehrwertsteuern hinterzogen werden können.24

	 17	Vgl Art. 358 ff. MwSt-SystRL bzw. § 25a UStG für Drittlandsunternehmer, Art. 25a UStG 
für im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer.
	 18	Exemplarisch: Lamensch, Tax Assessment in a Digital Context: A Critical Analysis of 
the 2015 EU Rules, in: Lamensch / Traversa / Van Thiel (Hrsg.), Value Added Tax and the Di-
gital Economy – The 2015 EU Rules and Broader Issues (2016) 59 f.; Aus Unternehmersicht: 
EU Kommission, VAT Aspects of cross-border ecommerce – Options for modernisation Final 
report – Lot 3 Assessment of the implementation of the 2015 place of supply rules and the 
Mini-One Stop Shop (2016) 57.
	 19	Brettschneider, Steueroase E-Commerce und ihre Austrocknung – Herausforderung für 
die EU, die EU-Mitgliedstaaten und Overseas-Händler (Mit Praxishinweis für Overseas-Händ-
ler) (2018) 237 ff.
	 20	RL 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwert-
steuersystem, ABl L 2006/347, 1.
	 21	Umsatzsteuergesetz 1994 BGBl. 1994/663 i. d. F. BGBl. 1994/819.
	 22	Europäischer Rechnungshof, Background paper: Collection of VAT and customs duties 
on cross-border e-commerce (2018) 3, 4.
	 23	Cockfield et al., Taxing Global Digital Commerce (2013) 95 ff.
	 24	Vertreter dieser Aussage: OECD, Tax Challenges Arising from Digitalisation – Interim 
Report 2018, Inclusive Framework on BEPS (2018) 102 ff.; Kemper, Das Internet als „Steuer-


